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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser, 
liebe Genossinnen und Genossen,

diese Resolution ist das Ergebnis einer Gerechtigkeitskonferenz der vier großen Arbeits-
gemeinschaften in der SPD: 
Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen, AfA, 
Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Frauen, ASF, 
Arbeitsgemeinschaft SPD 60 plus, 
und Jungsozialistinnen und Jungsozialisten in der SPD, Jusos. 

Nach umfangreichen Vorarbeiten in den Arbeitsgemeinschaften haben sich die 
Bundesgremien Anfang 2017 mit der Frage befasst, was Gerechtigkeit bedeutet. 
Das Ergebnis war als inhaltlicher Beitrag für das Wahlprogramm zur Bundes-

tagswahl 2017 gedacht. Einige dieser Vorschläge finden sich im Wahlprogramm, inzwi-
schen auch im Koalitionsvertrag, viele bleiben auf der programmatischen Tagesordnung 
für die Zukunft.

Nun liegt die Bundestagswahl 2017 hinter uns und wir beschäftigen uns mit dem 
schlechtesten Ergebnis unserer Geschichte in einer Bundestagswahl. Wir streben nach 
Erneuerung. In diesem Erneuerungsprozess halten wir das Ergebnis der Gerechtigkeits-
konferenz für einen wichtigen Baustein. 

Die hohen Zustimmungswerte zu Beginn des Jahres 2017 haben die Sehnsucht gro-
ßer Teile unserer Gesellschaft nach sozialer Gerechtigkeit gezeigt. Daran müssen wir 
auch in der nun – aus Verantwortung gegenüber unseren Wählerinnen und Wählern 
und für unseren Staat – gebildeten großen Koalition anknüpfen.

Gerade weil wir zum wiederholten Male in einer großen Koalition mit CDU/CSU 
sind, müssen wir unseren Kompass stets bei uns tragen und die Ziele der SPD deutlich 
machen. 

•	 Wir wollen in Richtung soziale Gerechtigkeit,  die Union orientiert sich zu oft am 
Großkapital

•	 Wir wollen gesunde Arbeitsplätze und faire Löhne, die Union zielt auf den schnellen 
Gewinn und die Kapitalisierung des Menschen – im Zweifelsfall auch auf dem Rü-
cken von Arbeitnehmer*innen, Umwelt und Natur

•	 Wir wollen die Gleichstellung und Selbstbestimmung von Frau und Mann; die Uni-
on hat schon Probleme damit, Frauen über sich selbst bestimmen zu lassen
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•	 Wir gehen in Richtung erneuertem Humanismus, unsere Demokratie braucht „all-
täglich praktizierte Leitkultur der Humanität, des wechselseitigen Respekts, der 
gleichen kulturellen Anerkennung und der Akzeptanz von weltanschaulichen und 
kulturellen Unterschieden“ (Julian Nida-Rümelin), die Union schwadroniert von 
deutscher Leitkultur zur Rechtfertigung von Ausgrenzung

•	 Schließlich wollen wir die Digitalisierung an den Bedürfnissen der Menschen ori-
entieren und nicht umgekehrt – wir wollen den ordnungspolitischen Rahmen de-
fi nieren und den Chancen im Zusammenhang mit der Digitalisierung für Arbeit, 
Umwelt und Menschenrechten Raum geben, der Union geht es vornehmlich um 
kommerzielle Interessen 

Diese Konfl ikte müssen deutlich werden – auch innerhalb einer Koalition. Nur so 
haben alle Wählerinnen und Wähler künft ig eine echte Wahl darüber, in welche Rich-
tung unsere Gesellschaft  sich in Zukunft  entwickeln soll. Nicht jeder Kompromiss ist ein 
guter Kompromiss, wir müssen in Zukunft  aufzeigen, was wir anders gewollt haben, wo 
der Union aber Wille und Moral zu einer progressiven, humanen und gerechten Politik 
fehlen.

Diese Gedanken könnten in euren Ortsvereinen und auf Parteitagen, in den Arbeits-
gemeinschaft en und an jeder Straßenecke ein Moment für die inhaltliche Erneuerung 
durch die kommende Programmdiskussion sein. Wir brauchen eine breit angelegte Dis-
kussion über die Zukunft sthemen, insbesondere darüber „was heißt soziale Gerechtig-
keit im 21. Jahrhundert?“. Diskutiert darüber mit Genossinnen und Genossen, mit Kol-
leginnen und Kollegen, mit Freundinnen und Freunden, der Familie. Gemeinsam kann 
es uns gelingen, die SPD wieder zu einer starken und erfolgreichen Partei zu machen.

Wir würden uns über Veranstaltungen, Rückmeldungen und Stellungnahmen freuen 
und stehen sehr gern als Referent*innen, Mitdiskutant*innen zur Verfügung. 

Mit solidarischen Grüßen

         Elke Ferner                      Klaus Barthel                             Lothar Binding 
ASF-Bundesvorsitzende       AfA-Bundesvorsitzender             AG SPD 60 plus Bundesvorsitzender
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Die Grundwerte der SPD „Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität“ sind auch im 
21. Jahrhundert so aktuell wie eh und je. Denn: die Ungerechtigkeiten und die 
Ungleichheiten nehmen wieder zu – in Deutschland, in Europa und Weltweit.

Krisen und Kriege, Verfolgung und Migration, Hunger und Elend sowie Abbau von 
Demokratie und Freiheit sind die Folgen. Der Unterschied zwischen Arm und Reich 
wird größer anstatt kleiner. Mühsam erkämpfte Rechte, insbesondere Frauenrechte und 
die Achtung von Minderheiten sind in Gefahr. Immer mehr Menschen sind verunsi-
chert und resigniert. Sie glauben, dass der Staat und die Demokratie ihre Erwartungen 
nicht mehr erfüllen können. 

Das gibt Populisten, Nationalisten, Rassisten und religiösen Fanatikern Raum für 
vermeintlich einfache Antworten auf komplexe Probleme. Die Respektlosigkeit gegen-
über einzelnen Bevölkerungsgruppen, die Geschichtsvergessenheit, die zunehmende 
Entsolidarisierung und rücksichtsloser Nationalismus sind Sprengstoff für unsere De-
mokratie. Wir erleben gerade in der Türkei, in den USA aber auch in Polen und Ungarn, 
dass dumpfer Populismus zum Verlust von grundlegenden Rechten, zu einer weiteren 
Spaltung der Gesellschaft und am Ende zu mehr Unfreiheit und Ungleichheit führt.

Deshalb wollen wir die Ursachen für Ungerechtigkeit und Ungleichheit wirksam be-
kämpfen, die soziale Teilhabe aller verwirklichen und unsere freiheitliche und vielfältige 
Demokratie verteidigen.   

In der zu Ende gegangenen Legislaturperiode hat die SPD in der Regierungsver-
antwortung wichtige Erfolge erzielt: die Stärkung der Kommunen, die Einführung des 
Mindestlohns, die BaFöG-Reform, Verbesserungen bei Rente und Pflege, bessere Rah-
menbedingungen für die Gleichstellung von Frauen und Männern um nur einiges zu 
nennen. Das wollen wir intensivieren und beschleunigen.   

Mit diesem Gerechtigkeitsmanifest wollen wir - ohne jeden Anspruch auf Vollstän-
digkeit - zentrale, unverzichtbare Maßnahmen benennen, mit denen eine sozialdemo-
kratisch geführte Bundesregierung den gefährlichen Tendenzen wirksam begegnen und 
eine neue soziale und ökonomische Dynamik entfalten kann.  

Ausbildung und Weiterbildung

Bildungsgerechtigkeit ist die Grundlage für beruflichen Erfolg, eine eigenständige 
Existenzsicherung und für eine gute Altersversorgung. Bildung darf aber nicht 
vom Geldbeutel der Eltern oder von der sozialen Herkunft abhängig sein. Eine 

gerechte Gesellschaft wird durch ein frühes und langes gemeinsames Lernen von Kin-
dern aller sozialer Gruppen gefördert. Somit dient Bildung der Integration und der In-
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klusion und befähigt zu einer größtmöglichen gesellschaft lichen Teilhabe im späteren 
Lebensverlauf.

Obwohl Mädchen und junge Frauen die besseren Schulabschlüsse haben und mitt-
lerweile die Mehrzahl der Studienanfängerinnen/Studierenden stellen, sind die Berufs-
chancen nach der Ausbildung immer noch ungerecht verteilt. Dies liegt nicht nur an 
dem immer noch sehr traditionellen Berufs- und Studienfachwahlverhalten von Frauen 
und Männern – so sind Frauen in MINT-Berufen hoff nungslos unterrepräsentiert – 
sondern auch an der Bewertung der sozialen Berufe, sowie der Bewertung der von Frau-
en dominierten Berufe.

Dies ist teilweise schon bei der Ausbildung angelegt. In der dualen Ausbildung sind 
die Berufsschulen kostenfrei und die Auszubildenden erhalten eine Ausbildungsvergü-
tung. In den überwiegend von Frauen gewählten verschulten Ausbildungsgängen wie 
z.B. den Gesundheits-, Erziehungs- oder Pfl egeberufen wird teilweise Schulgeld erho-
ben und nicht überall eine Ausbildungsvergütung bezahlt. 
Die Lohndiskriminierung beginnt hier schon in der Aus-
bildung.  

Gerade die Digitalisierung der Arbeitswelt erfordert 
eine ganzheitliche Weiterbildungsinitiative. Im weite-
ren Verlauf eines Berufslebens muss deshalb der gleiche 
Zugang zu Aus- und Weiterbildung garantiert werden – 
insbesondere für ältere Beschäft igte, Teilzeitbeschäft igte 
und Beschäft igte mit Familienpfl ichten. Auch Aus- und 
Weiterbildung muss mit Beruf und Familie aber auch für 
Beschäft igte in Leiharbeit vereinbart werden können. 

Wir wollen eine gleichberechtigte Teilhabe 
von Frauen und Männern an Bildungschan-
cen und  Zugang zu Aus- und Weiterbildung. 

Wir wollen Frauen und Männer darin unter-
stützen, das traditionelle Berufs- und Studi-
enfachwahlverhalten zu überwinden.
 
Wir wollen eine kostenlose (schulgeldfreie) Ausbildung für alle und glei-
chen Zugang für Frauen und Männer zu betrieblichen und überbetriebli-
chen Weiterbildungen, für Teilzeitbeschäft igte und Eltern ebenso wie für 
Vollzeitbeschäft igte oder Ältere. 
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Deshalb fordern wir: 
•	 den Ausbau der früh-
kindlichen Ganztagsbetreuung 
und einen Rechtsanspruch auf 
einen Ganztagsschulplatz 
•	 bereits in der Sekun-
darstufe I in den Unterricht 
integrierte Informationen über 
berufliche Möglichkeiten in 
der dualen und universitären 
Ausbildung, die die Rollenste-
reotypen überwinden, auf die 

Ausbildung vorbereiten und die Zahl der Ausbildungsabbrüche reduzieren 
•	 eine geschlechtsneutrale Berufsberatung durch die Bundesagentur für Arbeit 
•	 weitere geeignete Maßnahmen für mehr Frauen in MINT-Berufen und mehr Män-

ner in den sozialen Berufen 
•	 die Schulgeld-, Lernmittel- und Studiengebührenfreiheit bis zum Abschluss der 

Ausbildung für alle gesetzlich geregelten Ausbildungsgänge 
•	 eine Mindestausbildungsvergütung 
•	 eine Ausbildungsplatzumlage zur Sicherstellung eines auswahlfähigen und bedarfs-

gerechten Angebotes an Ausbildungsplätzen und eine Ausbildungsgarantie 
•	 die Reform des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) mit

•	 der Überführung der verschulten Ausbildungen in die duale Ausbildung oder in 
ein duales Studium 

•	 Fahrtkostenübernahme, Qualitätssicherung und Übernahmeregelung der Ein-
führung einheitlicher Rahmenbedingungen für das Duale Studium  

•	 dem Ausbau in ein Weiterbildungssystem mit Qualitätssicherung und Zertifi-
zierung, Freistellungs- und Rechtsansprüchen und Finanzierungsmechanismen. 
Das reformierte und ausgebaute BBiG muss auch die Rechte von Aus- und Wei-
terbildungsangeboten für alle Beschäftigten sichern - insbesondere für Ältere, 
Teilzeitbeschäftige oder Beschäftigte mit familiären Verpflichtungen während 
Erziehungs- und Pflegezeiten. Dazu gehört im Bedarfsfall auch ein Kinderbe-
treuungsangebot 

•	 der Ausweitung der modularen Weiter- und Fortbildung, die unternehmensun-
abhängig genutzt werden kann. Dabei wollen wir einheitliche Qualitätsstan-
dards, die das heterogene Umfeld der Weiterbildungssysteme transparenter und 
qualitätsbezogener machen 

•	 Bundeseinheitlichen Regelungen der Weiterbildung 
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•	 die Weiterentwicklung der Arbeitslosenversicherung zu einer Arbeitsversicherung, 
die Veränderungen der Arbeitswelt für Arbeitnehmer*innen bewältigbar macht und 
auch zweite, dritte und vierte Chancen ermöglicht 

•	 die Anwendung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) auch im Hoch-
schulbereich 

•	 Gezielte Maßnahmen des Zugangs Geflüchteter zu Ausbildung und Integration in 
den Arbeitsmarkt 

Gute Arbeit – Gutes Leben

Existenzsichernde Erwerbsarbeit ist die Voraussetzung für gleichberechtigte ge-
sellschaftliche Teilhabe und ein gutes Leben. Doch das Normalarbeitsverhältnis 
– Vollzeit, sozialversicherungspflichtig, tariflich abgesichert, unbefristet und Exis-

tenz sichernd - wird mehr und mehr durch prekäre Beschäftigung – Teilzeit, geringfü-
gige und/oder befristete Beschäftigung, Leiharbeit sowie ohne Tarifbindung zurückge-
drängt. 

Gleichzeitig möchten immer mehr Menschen Beruf und Familie partnerschaftlich 
vereinbaren. Aber nur die wenigsten können dieses Partnerschaftsmodell leben. Wäh-
rend Männer in der Regel ihre Arbeitszeit für eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf gerne reduzieren möchten, stecken Frauen meist unfreiwillig in der Teilzeit-
falle fest. Über die Hälfte der erwerbstätigen Frauen - zum ganz großen Teil Mütter - ar-
beiten häufig unfreiwillig Teilzeit. Damit ist in vielen Fällen weder die eigene Existenz-
sicherung noch die der Kinder möglich. Teilzeitbeschäftigte arbeiten häufig unter ihrer 
Qualifikation, werden schlechter bezahlt als Vollzeitkräfte, haben kaum Möglichkeiten 
zur betrieblichen oder überbetriebli-
chen Weiterbildung und werden beim 
beruflichen Aufstieg wegen ihrer Ar-
beitszeit kaum berücksichtigt. Dies 
führt am Ende eines Erwerbslebens in 
der Regel zu nicht existenzsichernden 
Rentenansprüchen. Wegen der immer 
noch einseitig den Frauen zugeschrie-
benen Verantwortung für die Verein-
barkeit von Familie und Beruf haben 
auch in Vollzeit erwerbstätige Frau-
en trotz bester Qualifikation kaum 
Chancen eine Führungsposition aus-
zuüben. Darüber hinaus werden überwiegend von Frauen ausgeübte Tätigkeiten in der 
Regel schlechter bewertet und bezahlt als die von Männern ausgeübten Tätigkeiten. Die 
Lohnlücke zwischen Frauen und Männern beträgt derzeit 21%, die Rentenlücke sogar 

Harm Bengen/toonpool.com



8                                          Zeit für mehr Gerechtigkeit                                            

über 50%. Aber nicht nur die Erwerbsarbeitszeiten sind ungleich verteilt sondern auch 
die unbezahlte Sorgearbeit im Haushalt, bei der Kindererziehung oder der Unterstüt-
zung pflegebedürftiger Angehöriger. 

Aber auch die Arbeitsbedingungen haben sich verändert und sind noch immer nicht 
alterns- und altersgerecht ausgestaltet. Im Gegenteil! Die Arbeitsverdichtung hat zuge-
nommen – sowohl in der Industrie als auch im Dienstleistungssektor, ebenso wie die 
Erwartung der Allzeitverfügbarkeit für den Betrieb. Auch die Digitalisierung trägt zur   
Entgrenzung von Arbeit und Leben bei. Dadurch wird die Balance zwischen Arbeit und 
Leben immer schwieriger und immer mehr Beschäftigte fühlen sich überfordert. 

Für Langzeitarbeitslose stehen auf dem Arbeitsmarkt zu wenig Beschäftigungsmög-
lichkeiten zur Verfügung. Aber auch sie haben das Anrecht darauf, mit Arbeit ihre ei-
gene Existenz zu sichern. Es ist sinnvoller Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren.

Der demographische Wandel stellt uns vor große Herausforderungen: Die Ungleich-
heit der älteren Generation wächst. Landflucht, hohe Mieten in den Ballungsräumen, 
Unterversorgung auf dem Land, Ungleichheit der Lebensverhältnisse in finanzstarken 
und –schwachen Kommunen, die Zwei-Klassen-Medizin und mangelnde medizinische 
Versorgung in der Fläche führen zu sozialer Ausgrenzung und verhindern gesellschaft-
liche Teilhabe für alle.  

Wir wollen wieder Ordnung auf dem Arbeitsmarkt herstellen und den Be-
schäftigten wieder Sicherheit geben. 

Wir wollen die Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem Arbeits-
markt durchsetzen und damit mehr Menschen eine partnerschaftliche 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen.  
 
Gute Arbeit und an die Bedürfnisse der Beschäftigten ausgerichtete Ar-
beitszeiten sind Voraussetzung für ein gutes Leben und gleiche Teilhabe 
in allen gesellschaftlichen Bereichen.  
 
Wir wollen Langzeitarbeitslosen eine Perspektive geben. 

Zu einem guten Leben und gesellschaftlicher Teilhabe für alle gehören 
auch bezahlbares Wohnen und eine gute medizinische und pflegerische 
Versorgung sowie gleiche Lebensbedingungen für alle. 
 
Wir wollen die fortschreitende Digitalisierung zum Vorteil aller Beschäf-
tigten mitgestalten, damit sie nicht zu schlechteren Arbeitsbedingungen 

führt. 
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Deshalb fordern wir: 

Arbeitssuche/Gute Arbeit

•	 Einen armutsfesten Mindestlohn - ohne Ausnahmen und mit wirkungsvollen Kon-
trollen 

•	 die Abschaffung der sachgrundlosen Befristung sowie die Einschränkung der Be-
fristungsgründe 

•	 die Einführung der befristeten Teilzeit mit einem Rückkehrrecht zur alten Arbeits-
zeit 

•	 die Reform der Minijobs auf Basis des DGB-Modells 
•	 eine intensivere und praxistaugliche Bekämpfung des Missbrauchs von Leiharbeit, 

Werkverträgen und Scheinselbstständigkeit. Der Grundsatz gleicher Lohn für glei-
che Arbeit am gleichen Ort muss eingehalten werden 

•	 die Vereinfachung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen z. B. 
in Firmen mit vielen prekären Beschäftigten  

•	 die Durchsetzung von Recht und Ordnung auf dem Arbeitsmarkt durch wirksame 
Kontrollen des Arbeits- und Sozialrechts sowie eine bessere und bundesweite Koor-
dinierung   

 
Vereinbarkeit

•	 die Einführung der Familienarbeitszeit für Eltern und pflegende Angehörige, die als 
Lohnersatzleistung ausgestaltet werden soll 

•	 die Einführung der Wahlarbeitszeit (Wahlarbeitsgesetz) 
•	 einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für alle Kinder bis zum 10. Lebens-

jahr, sowie für Kinder mit besonderem Unterstützungsbedarf 
•	 gebührenfreie Kita-Plätze 
•	 bis zur Verwirklichung der Gebührenfreiheit, die steuerliche Gleichbehandlung von 

Arbeitgeberzuschüssen zu Hortplätzen mit denen für Kita-Plätze

Entgeltgleichheit 

•	 die Weiterentwicklung des Lohntransparenzgesetzes zu einem Entgeltgleichheitsge-
setz, in dem alle Beschäftigten erfasst werden, verbindliche Kriterien für Prüfverfah-
ren, verbindliche Verfahren zur Herstellung der Entgeltgleichheit und zur Bewer-
tung gleichwertiger Arbeit sowie ein Verbandsklagerecht vorgesehen werden 

•	 von den Tarifvertragsparteien ihre Tarifverträge auf direkte und indirekte Diskrimi-
nierung zu überprüfen und diskriminierungsfrei auszugestalten 
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•	 die Aufwertung sozialer Berufe 
•	 ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft, mit dem der Anteil der Frauen in 

allen Unternehmensebenen gesteigert wird 
•	 eine feste Quote für börsennotierte oder mitbestimmte Unternehmen für Vorstände 

und Aufsichtsräte, mit dem Ziel in zwei Schritten Parität zu erreichen 

Mitbestimmung/Tarifrecht 

•	 einen Ausbau der betrieblichen Mitbestimmung, sowie eine härtere Bestrafung von 
Behinderung gewerkschaftlicher Arbeit 

•	 die Verhinderung der Zergliederung der Betriebe in viele kleine neue Firmen. Be-
schäftigte dürfen durch Umstrukturierung nicht entrechtet werden 

•	 die Stärkung und Unterstützung der Tarifvertragsparteien 
•	 einen wirksamen Schutz von Whistleblowern 
•	 die Beschäftigten bei den Kirchen müssen endlich arbeits-, tarif-, betriebs- und mit-

bestimmungsrechtlich mit allen Arbeitnehmer*innen gleichgestellt werden  

Langzeitarbeitslosigkeit/Benachteiligte 

•	 einen öffentlich geförderten Beschäftigungssektor, sowie die finanzielle Förderung 
der regionalen Arbeitsmärkte  
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•	 die Einführung der Bürgerversicherung Gesundheit und Pflege 
•	 bezahlbaren Wohnraum durch einen deutlichen Ausbau des sozialen und genossen-

schaftlichen Wohnungsbaus und gezielt für Studierende und Auszubildende 
•	 Sanktionen für Arbeitslose auf Nutzen und Wirkung überprüfen 
•	 die Inklusion von Menschen mit Behinderung in die Welt 
•	 Konzepte für geflüchtete Menschen 
•	 die Paritätische Finanzierung der Sozialversicherung 

Digitalisierung 

•	 die Regulierung der Plattformarbeit  
•	 die Stärkung der Mitbestimmungsrechte der Betriebs- und Personalräte mit Blick 

auf die Digitalisierung  

Rente und Altersvorsorge 

Die umlagefinanzierte und beitragsbezogene gesetzliche Rentenversicherung hat 
sich bewährt. Allerdings müssen die negativen Auswirkungen der vergangenen 
Rentenreformen auf das Rentenniveau, die Altersvorsorge langjährig Versicher-

ter mit niedrigen eigenen Rentenanwartschaften, das Altersarmutsrisiko Erwerbsge-
minderter sowie von Frauen überprüft und korrigiert werden. Darüber hinaus muss die 
gesetzliche Rentenversicherung auf die sich verändernden Erwerbsverläufe mit Brüchen 
in den Erwerbsbiographien und wiederholten Bildungsanstrengungen angepasst wer-
den. 

Eine weitere steuerliche Förderung der kapitalgedeckten Altersvorsorge wie „Riester“-
Rente lehnen wir ab. Diese Form der Altersvorsorge kann höchstens eine zusätzliche 
Vorsorge zur ausreichenden gesetzlichen Rente sein. 

Eine weitere Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters lehnen wir ab.  

Wir wollen die gesetzliche Rentenversicherung stärken und zukunftsfest 
machen. 

Wir wollen, dass langjährig Versicherte sowie Versicherte, die wegen Kin-
dererziehung oder der Pflege naher Angehöriger ihre Erwerbstätigkeit 
zeitweise reduziert haben, im Alter eine Rente oberhalb der Grundsiche-
rung erhalten und dadurch keine Nachteile haben.  
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Deshalb fordern wir: 

•	 die Finanzierung aller nicht durch Beiträge gedeckten Leistungen, wie Mütterrente, 
Ost-West-Angleichung usw. aus Steuermitteln 

•	 die Einführung einer Wertschöpfungsabgabe zur Stabilisierung der gesetzlichen 
Rentenversicherung  

•	 die Einführung einer Solidarrente für langjährig Versicherte, die durch die Höher-
bewertung niedriger Einkommen (Rente nach Mindestentgeltpunkten) und die Ein-
führung eines Alterseinkommensfreibetrages für alle Alterseinkünfte, ein Altersein-
kommen oberhalb der Grundsicherungsschwelle sicherstellt 

•	 bis zur Reform der Minijobs die Streichung des derzeit möglichen individuellen Ver-
zichts auf die Rentenversicherungspflicht bei niedrigen Einkommen (Opt-out bei 
Minijobs beenden) 

•	 bessere Bewertung von Pflegezeiten in der Rentenversicherung (finanziert durch 
Pflegeversicherung) 

•	 eine rentenrechtliche Bewertung von Aus- und Fortbildungszeiten sowie Zeiten des 
ALG II-Bezugs 

•	 die Abschaffung der Abschläge bei Erwerbsminderungsrenten 
•	 die Stärkung der gesetzlichen Rentenversicherung durch eine Wiederanhebung des 

Sicherungsniveaus auf mindestens 50%  
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•	 die Abschaffung der sozialversicherungsfreien Entgeltumwandlung 
•	 Vertrauensschutz der bestehenden Verträge (Riester und BAV) 
•	 die vollständige Mitnahmemöglichkeit bereits bestehender betrieblicher Altersvor-

sorge 
•	 die Öffnung der gesetzlichen Rentenversicherung für Zusatzbeiträge  
•	 die Weiterentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung hin zu einer zukunfts-

festen Erwerbstätigenversicherung, in die sofort alle Selbständigen, Freiberufler 
usw. ohne ausreichende Altersvorsorge bzw. ohne Pflichtversicherungssystem, so-
wie Abgeordnete einbezogen werden. Mittelfristig sollen auch Beamt*innen, sowie 
Ärzt*innen und Rechtsanwält*innen einbezogen werden 

•	 eine vorgezogene Beitragssatzanhebung (paritätisch) zum Aufbau einer Demogra-
fie-Rücklage 

•	 die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 

Steuern und handlungsfähiger Staat 

Die staatliche Daseinsvorsorge muss gerecht finanziert werden. Dabei müssen die 
starken Schultern mehr tragen als die Schwachen. Darüber hinaus dürfen steu-
erliche Regelungen, insbesondere im Einkommensteuerrecht, tradierte Rollen-

muster nicht verfestigen.  

Die aktuellen fiskalischen Spielräume müssen genutzt werden, um notwendige und 
zukunftsweisende Investitionen in Bildung und Infrastruktur zu leisten. Darüber hin-
aus müssen wir die Spielräume nutzen, um die zu erwartenden Herausforderungen des 
demographischen Wandels lösen zu können. Das verstehen wir als Generationengerech-
tigkeit. 
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Seit vielen Jahren steigt die Ungleichheit in Einkommen und Vermögen an. Studien 
des Nobelpreisträgers Stiglitz und anderer zeigen, dass Ungleichheit schädlich für die 
wirtschaftliche Entwicklung eines Staates ist. Sie ist aber auch ungerecht.   

Der Steuersenkungswettbewerb innerhalb der EU ebenso wie die jüngsten Pläne der 
britischen Regierung für eine Steuersenkung für Konzerne zerstören die Handlungsfä-
higkeit des Staates, unzählige Arbeitsplätze und am Ende unseren Wohlstand.  

Wir wollen Steuergerechtigkeit wiederherstellen und mehr Handlungs-
spielraum zur Sicherung und zum Ausbau der staatlichen Daseinsvorsor-
ge in den Bereichen der Bildung, der Betreuungs-, Verkehrs- und digita-
len Infrastruktur, der finanziellen Ausstattung der Kommunen und zur 
Unterstützung der Aufgaben im Zusammenhang mit dem demographi-
schen Wandel zu erlangen.  

Wir wollen damit die Grundlage für ein erfolgreiches und erfülltes Zu-
sammenleben und gesellschaftliche Teilhabe für alle schaffen. 

Deshalb fordern wir: 

ein sozial gerechtes Steuersystem 

im Einkommensteuerrecht 

•	 den Umstieg vom Ehegattensplitting zur Individualbesteuerung, wobei die gegensei-
tige Unterhaltsverpflichtung steuerfrei bleibt. (Stichtagsregelung mit Bestandsschutz 
für vor Stichtag geschlossene Ehen) 

•	 die Steuerklasse IV mit Faktorverfahren als Regelbesteuerung und die Abschaffung 
der Steuerklassenkombination III/V 

•	 Verbesserungen für Alleinerziehende und insbesondere Geringverdienende (Nega-
tivsteuer) 

•	 die Abschaffung der Zinsabgeltungssteuer, welche Kapiteleinkommen bevorzugt; 
stattdessen fordern wir die gleiche Besteuerung von Arbeits- und Kapitaleinkünften 

•	 die Beibehaltung des Solidaritätszuschlages zur Finanzierung der Maßnahmen zur 
Bewältigung des demographischen Wandels im Rahmen einer Gemeinschaftsaufgabe 

•	 eine Entlastung der unteren Einkommen, die vollständig durch Erhöhung des Spitzen-
steuersatzes und der Reichensteuer für sehr hohe Einkommen gegenfinanziert wird 



                                                      Zeit für mehr Gerechtigkeit                                             15

bei der Vermögens- und Erbschaftssteuer 

•	 eine verfassungskonforme Wiederbelebung der Vermögenssteuer 
•	 stärkere Besteuerung großer Erbschaften 
•	 das Erbschaftsteuerrecht zu vereinheitlichen und gerechter auszugestalten. Es muss 

gleiches Recht für alle Erbschaften gelten. Die Erbschaftssteuer ist grundsätzlich bei 
Erwerb zu zahlen. Zur Sicherung der Unternehmensfortführung sind (verzinste) 
Stundungen bis zu 10 Jahren möglich. Freibeträge bei Schenkungen und Erbschaf-
ten können pro Erwerber nur einmal in Anspruch genommen werden 

für Finanztransaktionen  

•	 die Einführung der Finanztransaktionssteuer 
•	 das Verbot des Hochfrequenzhandels 

beim Steuervollzug 

•	 bessere personelle und materielle Ausstattung der Steuerprüfung und Steuerfahn-
dung zur Eindämmung der Steuerhinterziehung 

•	 eine bessere internationale Kooperation im Steuerdatenaustausch und eine Harmo-
nisierung von Unternehmensbesteuerung  

im Haushaltsrecht 

•	 ab der nächsten Wahlperiode die Verankerung von Gleichstellung als Querschnitts-
aufgabe in den finanzpolitischen Entscheidungen, bei der Haushaltsaufstellung und 
beim Haushaltsvollzug (Gender Budgeting)
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